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Beschlussvorlage Drucksachen-Nr. 0159/2012
nicht öffentlich

Gremium Sitzungsdatum Art der Behandlung

Rechnungsprüfungsausschuss 20.03.2012 I. Beratung

II. Bestätigung

Rat der Stadt Bergisch Gladbach 29.03.2012 Entscheidung

Tagesordnungspunkt

Jahresabschluss der Stadt Bergisch Gladbach zum 31.12. 2009

Beschlussvorschlag:

1. Der Rechnungsprüfungsausschuss macht sich den Bericht der Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft  Rödl  und  Partner  GmbH  vom 28.  Februar  2012  über  die 
örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 2009, bestehend aus der Ergebnisrechnung,  der 
Finanzrechnung,  den  Teilrechnungen,  der  Bilanz  und  dem Anhang  sowie  dem Lage-
bericht, und den uneingeschränkten kommunalen Bestätigungsvermerk gemäß § 101 Abs. 
8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) zu eigen.

Der  Rechnungsprüfungsausschuss  fasst  das  Ergebnis  seiner  Beratungen  in  dem  an-
liegenden eigenen Bestätigungsvermerk, der vom Vorsitzenden des Rechnungsprüfungs-
ausschusses unterzeichnet wird, zusammen.

2. Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt dem Rat gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW :

a) der  Jahresabschluss der Stadt  Bergisch Gladbach zum 31. Dezember  2009 und der 
dazugehörige  Lagebericht  werden  in  der  am  28.  Februar  2012  durch  die 
Wirtschaftsprüfungs-  und  Steuerberatungsgesellschaft  Rödl  und  Partner  GmbH 
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geprüften und am 20. März 2012 im Rechnungsprüfungsausschuss bestätigten Fassung 
festgestellt.

b) der  Jahresfehlbetrag  in  Höhe  von  18.043.756,52  €  wird  aus  der  im  Rahmen  der 
Eröffnungsbilanz gebildeten Ausgleichsrücklage entnommen.

c) die  Ratsmitglieder  erklären  sich  mit  der  Haushaltsführung  des  Bürgermeisters 
einverstanden und entlasten  ihn für  das  Haushaltsjahr  vom 01.  Januar  bis  zum 31. 
Dezember 2009.
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Sachdarstellung / Begründung:

Der Rat hat in seiner Sitzung am 14.02.2012 ( Drucksachen Nr. 0043/2012 ) den vom 
Bürgermeister bestätigten Entwurf des Jahresabschlusses 2009 zur Kenntnis genommen 
und zur Prüfung an den Rechnungsprüfungsausschuss weitergeleitet.

Den Regelungen der §§ 59 Abs. 3, 101 Abs. 8 und 103 Abs. 5 GO NRW folgend, hat die 
örtliche Rechnungsprüfung mit Beschluss vom 05.04.2011 ( Drucksachen Nr. 0150/2011 ) 
die  Zustimmung des  Rechnungsprüfungsausschusses  erhalten,  die  Wirtschaftsprüfungs- 
und Steuerberatungsgesellschaft 

Rödl und Partner GmbH

aus Köln mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2009 zu beauftragen.

Dementsprechend hat die Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft Rödl und 
Partner GmbH die Prüfung des Jahresabschlusses 2009 durchgeführt und über die Prüfung 
den als Anlage beigefügten Bericht erstellt. Im Ergebnis werden dem Jahresabschluss und 
dem Lagebericht für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2009 

ein uneingeschränkter kommunaler Bestätigungsvermerk

von dort erteilt.

Die Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft Rödl und Partner GmbH wird 
das Prüfungsergebnis dem Rechnungsprüfungsausschuss in seiner Sitzung am 20.03.2012 
im Einzelnen vorstellen.

Der  Bestätigungsvermerk  – siehe Anlage 1 – ist  unter  Angabe von Ort  und Tag vom 
Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses zu unterzeichnen.

Dieser Bestätigungsvermerk wird der Originaldokumentation des Jahresabschlusses 2009 
beigefügt.

Der  Beschlussvorschlag  sowie  der  Bestätigungsvermerk  des  Rechnungsprüfungsaus-
schusses wird unter der Prämisse unterbreitet, dass sich der Rechnungsprüfungsausschuss 
den Bericht der Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft Rödl und Partner 
GmbH zu eigen macht und ebenfalls ein uneingeschränktes Testat erteilt.
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Rechtsgrundlagen

Vereinfachend  für  die  Ausschussmitglieder  werden  die  in  diesem  Zusammenhang 
maßgeblichen Vorschriften nachfolgend abgedruckt.
 

§ 59 GO  NRW  –  Hauptausschuss,  Finanzausschuss  und  Rechnungsprüfungs-
ausschuss

(1) Der Hauptausschuss hat die Arbeiten aller Ausschüsse aufeinander abzustimmen. 

(2) Der Finanzausschuss bereitet die Haushaltssatzung der Gemeinde vor und trifft die für 
die Ausführung des Haushaltsplans erforderlichen Entscheidungen, soweit hierfür nicht 
andere Ausschüsse zuständig sind. 

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft den Jahresabschluss und den Gesamtabschluss 
der Gemeinde. Er bedient sich hierbei der, örtlichen Rechnungsprüfung. Soweit eine 
solche nicht besteht, kann er sich Dritter gem. § 103 Abs. 5 bedienen.

(4) Werden der Jahresabschluss, der Gesamtabschluss, der Lagebericht oder der 
Gesamtlagebericht nach Vorlage des Prüfungsberichts geändert, so hat der 
Rechnungsprüfungsausschuss diese Unterlagen erneut zu prüfen, soweit es die Änderung 
erfordert. Über das Ergebnis der Prüfung ist dem Rat zu berichten; der 
Bestätigungsvermerk ist entsprechend zu ergänzen.

§ 95 GO NRW – Jahresabschluss

(1)  Die  Gemeinde  hat  zum Schluss  eines  jeden  Haushaltsjahres  einen Jahresabschluss 
aufzustellen,  in dem das Ergebnis der Haushaltswirtschaft  des Haushaltsjahres nachzu-
weisen ist. Er muss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- 
und Finanzlage der Gemeinde vermitteln und ist zu erläutern. Der Jahresabschluss besteht 
aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz und dem 
Anhang. Ihm ist ein Lagebericht beizufügen. 

(2) Am Schluss des Lageberichtes sind für die Mitglieder des Verwaltungsvorstands nach 
§ 70, soweit dieser nicht zu bilden ist für den Bürgermeister und den Kämmerer, sowie für 
die  Ratsmitglieder,  auch  wenn  die  Personen  im  Haushaltsjahr  ausgeschieden  sind, 
anzugeben, 

1. Familienname mit mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen,
2. der ausgeübte Beruf,
3. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 

Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes,
4. die  Mitgliedschaft  in  Organen  von  verselbstständigten  Aufgabenbereichen  der 

Gemeinde in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form,
5. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrechtlicher Unternehmen.
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§ 43 Abs. 2 Nrn. 5 und 6 gelten entsprechend.
(3) Der Entwurf des Jahresabschlusses wird vom Kämmerer aufgestellt und dem Bürger-
meister  zur  Bestätigung  vorgelegt.  Der  Bürgermeister  leitet  den  von  ihm  bestätigten 
Entwurf innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres dem Rat zur Fest-
stellung zu. Soweit er von dem ihm vorgelegten E Entwurf abweicht, kann der Kämmerer 
dazu eine Stellungnahme abgeben. Wird von diesem Recht Gebrauch gemacht,  hat der 
Bürgermeister die Stellungnahme mit dem Entwurf dem Rat vorzulegen.

§ 96 GO NRW - Feststellung des Jahresabschlusses und Entlastung

(1) Der Rat stellt bis spätestens 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres 
den  vom Rechnungsprüfungsausschuss  geprüften Jahresabschluss  durch  Beschluss fest. 
Zugleich beschließt er über die Verwendung des Jahresüberschusses oder die Behandlung 
des Jahresfehlbetrages.  In  der  Beratung  des  Rates  über  den Jahresabschluss  kann  der 
Kämmerer seine abweichende Auffassung vertreten. Die Ratsmitglieder entscheiden über 
die Entlastung des Bürgermeisters. Verweigern sie die Entlastung oder sprechen sie diese 
mit Einschränkungen aus, so haben sie dafür die Gründe anzugeben. Wird die Feststellung 
des Jahresabschlusses  vom  Rat  verweigert,  so  sind  die  Gründe  dafür  gegenüber  dem 
Bürgermeister anzugeben.

(2)  Der  vom  Rat  festgestellte Jahresabschluss  ist  der  Aufsichtsbehörde  unverzüglich 
anzuzeigen.  Der Jahresabschluss  ist  öffentlich  bekannt  zu  machen  und danach bis  zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 

§ 101 GO NRW - Prüfung des Jahresabschlusses, Bestätigungsvermerk

(1) Der Jahresabschluss ist vom Rechnungsprüfungsausschuss dahingehend zu prüfen, ob 
er ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, 
Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung  ergibt.  Die  Prüfung  des Jahresabschlusses  erstreckt  sich  darauf,  ob  die 
gesetzlichen  Vorschriften  und die  sie  ergänzenden  Satzungen  und sonstigen  ortsrecht-
lichen Bestimmungen beachtet  worden sind. In die Prüfung sind die Buchführung, die 
Inventur,  das  Inventar  und  die  Übersicht  über  örtlich  festgelegte  Nutzungsdauern  der 
Vermögensgegenstände einzubeziehen.  Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit 
dem Jahresabschluss in Einklang steht und ob seine sonstigen Angaben nicht eine falsche 
Vorstellung  von  der  Vermögens-,  Schulden-,  Ertrags-  und  Finanzlage  der  Gemeinde 
erwecken. Der Rechnungsprüfungsausschuss hat über Art und Umfang der Prüfung sowie 
über  das  Ergebnis  der  Prüfung  einen  Prüfungsbericht  zu  erstellen.  Der  Bestätigungs-
vermerk oder der Vermerk über seine Versagung ist in den Prüfungsbericht aufzunehmen. 

(2) Vor Abgabe des Prüfungsberichtes  durch den Rechnungsprüfungsausschuss an den 
Rat  ist  dem  Bürgermeister  Gelegenheit  zur  Stellungnahme  zum  Prüfungsergebnis  zu 
geben.  Soweit  der  Kämmerer  von  seinem  Recht  nach  § 95  Abs. 3  Satz 3  Gebrauch 
gemacht hat, ist ihm ebenfalls Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3)  Der  Rechnungsprüfungsausschuss  hat  das  Ergebnis  der  Prüfung  in  einem 
Bestätigungsvermerk zusammenzufassen. Der Bestätigungsvermerk hat Gegenstand, Art 
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und Umfang der Prüfung zu beschreiben und dabei die angewandten Rechnungslegungs-
grundsätze  und  Prüfungsgrundsätze  anzugeben.  Er  hat  ferner  eine  Beurteilung  des 
Prüfungsergebnisses zu enthalten, die zweifelsfrei ergeben muss, ob 

1. ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt wird,
2. ein eingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt wird,
3. der Bestätigungsvermerk auf Grund von Beanstandungen versagt wird oder
4. der Bestätigungsvermerk deshalb versagt wird, weil der Prüfer nicht in der Lage 

ist, eine Beurteilung vorzunehmen.

Die Beurteilung des Prüfungsergebnisses soll allgemeinverständlich und problemorientiert 
unter Berücksichtigung des Umstandes erfolgen, dass Rat und Verwaltungsvorstand den 
Abschluss zu verantworten haben. Auf Risiken, die die stetige Aufgabenerfüllung und die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde gefährden, ist gesondert einzugehen.

(4)  In  einem  uneingeschränkten  Bestätigungsvermerk  (Absatz 3  Satz 3  Nr. 1)  ist  zu 
erklären,  dass  die  durchgeführte  Prüfung  zu  keinen  Beanstandungen  geführt  hat, 
der Jahresabschluss  auf  Grund  der  bei  der  Prüfung  gewonnenen  Erkenntnisse  den 
gesetzlichen  Vorschriften,  Satzungen  und  sonstigen  ortsrechtlichen  Bestimmungen 
entspricht und unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und 
Finanzlage  der  Gemeinde  vermittelt.  Dieser  Bestätigungsvermerk  kann  um  Hinweise 
ergänzt werden, die ihn nicht einschränken.

(5)  Werden  Beanstandungen  ausgesprochen,  ist  die  Erklärung  nach  Absatz 4  Satz 1 
einzuschränken  oder  zu  versagen.  Ein  eingeschränkter  Bestätigungsvermerk  darf  nur 
erteilt  werden,  wenn  der  geprüfte Jahresabschluss  unter  Beachtung  der  vom  Prüfer 
vorgenommenen,  in  ihrer  Tragweite  erkennbaren  Einschränkung  ein  den  tatsächlichen 
Verhältnissen im Wesentlichen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- 
und Finanzlage der Gemeinde vermittelt (Absatz 3 Satz 3 Nr. 2). Sind die Beanstandungen 
so  erheblich,  dass  kein  den  tatsächlichen  Verhältnissen  entsprechendes  Bild  der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde mehr vermittelt wird, ist 
der Bestätigungsvermerk zu versage (Absatz 3 Satz 3 Nr. 3). Der Bestätigungsvermerk ist 
auch  dann  zu  versagen,  wenn  der  Prüfer  nach  Ausschöpfung  aller  angemessenen 
Möglichkeiten  zur  Klärung  des  Sachverhaltes  nicht  in  der  Lage  ist,  eine  Beurteilung 
abzugeben (Absatz 3 Satz 3 Nr. 4). Die Versagung ist in einem Vermerk,  der nicht als 
Bestätigungsvermerk  zu  bezeichnen  ist,  aufzunehmen.  Die  Einschränkung  oder 
Versagung ist zu begründen.

(6) Die Beurteilung des Prüfungsergebnisses hat sich auch darauf zu erstrecken, ob der 
Lagebericht  mit  dem Jahresabschluss in Einklang steht und insgesamt  eine zutreffende 
Vorstellung  von  der  Vermögens-,  Schulden-,  Ertrags-  und  Finanzlage  der  Gemeinde 
vermittelt. Dabei ist auch darauf einzugehen, ob die Chancen und Risiken für die künftige 
Entwicklung der Gemeinde zutreffend dargestellt sind.

(7) Der Bestätigungsvermerk oder der Vermerk über die Versagung ist unter Angabe von 
Ort und Tag vom Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses zu unterzeichnen.

(8)  In  Gemeinden,  in  denen eine  örtliche  Rechnungsprüfung besteht,  bedient  sich der 
Rechnungsprüfungsausschuss zur  Durchführung der  Prüfung dieser  Rechnungsprüfung. 
Die örtliche Rechnungsprüfung oder Dritte als Prüfer haben im Rahmen ihrer Prüfung 
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einen  Bestätigungsvermerk  oder  einen  Vermerk  über  seine  Versagung  nach  den 
Absätzen 3 bis 7 abzugeben.

§ 103 GO NRW - Aufgaben der örtlichen Rechnungsprüfung

(1) Die örtliche Rechnungsprüfung hat folgende Aufgaben: 

1. die Prüfung des Jahresabschlusses der Gemeinde,
2. die Prüfung der Jahresabschlüsse der in § 97 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 benannten 

Sondervermögen,
3. die Prüfung des Gesamtabschlusses,
4. die laufende Prüfung der Vorgänge in der Finanzbuchhaltung zur Vorbereitung der 

Prüfung des Jahresabschlusses,
5. die  dauernde  Überwachung  der  Zahlungsabwicklung  der  Gemeinde  und  ihrer 

Sondervermögen sowie die Vornahme der Prüfungen,
6. bei  Durchführung  der  Finanzbuchhaltung  mit  Hilfe  automatisierter  Datenver-

arbeitung  (DV-Buchführung)  der  Gemeinde  und  ihrer  Sondervermögen  die 
Prüfung der Programme vor ihrer Anwendung,

7. die Prüfung der Finanzvorfälle gemäß § 100 Abs. 4 der Landeshaushaltsordnung,
8. die Prüfung von Vergaben.

In  die  Prüfung  des Jahresabschlusses  nach  Nummer 1  sind  die  Entscheidungen  und 
Verwaltungsvorgänge  aus  delegierten  Aufgaben  auch  dann  einzubeziehen,  wenn  die 
Zahlungsvorgänge  selbst  durch  den  Träger  der  Aufgabe  vorgenommen  werden  und 
insgesamt finanziell von erheblicher Bedeutung sind.

(2)  Der  Rat  kann  der  örtlichen  Rechnungsprüfung  weitere  Aufgaben  übertragen, 
insbesondere 

1. die Prüfung der Verwaltung auf Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit,
2. die  Prüfung  der  Betätigung  der  Gemeinde  als  Gesellschafter,  Aktionär  oder 

Mitglied in Gesellschaften und anderen Vereinigungen des privaten Rechts oder in 
der Rechtsform der Anstalt des öffentlichen Rechts gemäß § 114a sowie die Buch 
und Betriebsprüfung, die sich die Gemeinde bei einer Beteiligung, bei der Hingabe 
eines Darlehens oder sonst vorbehalten hat.

(3)  Der  Bürgermeister  kann  innerhalb  seines  Amtsbereichs  unter  Mitteilung  an  den 
Rechnungsprüfungsausschuss  der  örtlichen  Rechnungsprüfung  Aufträge  zur  Prüfung 
erteilen.

(4) Der Prüfer kann für die Durchführung seiner Prüfung nach den Absätzen 1 bis 3 Auf-
klärung und Nachweise verlangen, die für eine sorgfältige Prüfung notwendig sind. Der 
Prüfer  hat  die  Rechte  nach  Satz 1  auch  gegenüber  den  Abschlussprüfern  der 
verselbstständigten Aufgabenbereiche.

(5)  Die  örtliche  Rechnungsprüfung  kann  sich  mit  Zustimmung  des  Rechnungs-
prüfungsausschusses Dritter als Prüfer bedienen.
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(6) Bei den Aufgaben nach § 103 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 haben die Prüfer im Rahmen ihrer 
Prüfung einen Bestätigungsvermerk oder einen Vermerk über seine Versagung nach § 101 
Abs. 3 bis 7 abzugeben.

(7) Ein Dritter darf nicht Prüfer sein, 

1. wenn er Mitglied des Rates, Angehöriger des Bürgermeisters, des Kämmerers oder 
des Verantwortlichen für die Zahlungsabwicklung oder seines Stellvertreters ist,

2. wenn er Beschäftigter der verselbstständigten Aufgabenbereiche der Gemeinde ist, 
die  in  öffentlich-rechtlicher  oder  privatrechtlicher  Form  geführt  werden,  oder 
diesen in den letzten drei Jahren vor der Bestellung als Prüfer angehört hat,

3. wenn  er  in  den  letzten  fünf Jahren  mehr  als  dreißig vom Hundert  der 
Gesamteinnahmen aus seiner beruflichen Tätigkeit aus der Prüfung' und Beratung 
der  zu  prüfenden  Gemeinde  und  der  verselbstständigten  Aufgabenbereiche  der 
Gemeinde,  die  in  öffentlich-rechtlicher  oder  in  privatrechtlicher  Form  geführt 
werden,  bezogen  hat  und  dies  auch  im  laufenden Jahr  zu  erwarten  ist. 
Verselbstständigte  Aufgabenbereiche  der  Gemeinde  in  privatrechtlicher  Form 
müssen  nur  einbezogen  werden,  wenn  die  Gemeinde  mehr  als 
zwanzig vom Hundert der Anteile daran besitzt.

§ 104 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 37 GemHVO NRW – Jahresabschluss

(1)  Die  Gemeinde  hat  zum Schluss  eines  jeden Haushaltsjahres  einen  Jahresabschluss 
unter  Beachtung  der  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung  und  der  in  dieser 
Verordnung enthaltenen Maßgaben aufzustellen. Der Jahresabschluss besteht aus 

1. der Ergebnisrechnung,
2. der Finanzrechnung,
3. den Teilrechnungen,
4. der Bilanz und
5. dem Anhang.

(2) Dem Jahresabschluss ist ein Lagebericht nach § 48 beizufügen. 

§ 48 GemHVO NRW – Lagebericht

Der Lagebericht ist so zu fassen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde vermittelt wird. 
Dazu ist ein Überblick über die wichtigen Ergebnisse des Jahresabschlusses und Rechen-
schaft über die Haushaltswirtschaft im abgelaufenen Jahr zu geben. Über Vorgänge von 
besonderer  Bedeutung,  auch solcher,  die  nach Schluss des  Haushaltsjahres  eingetreten 
sind, ist zu berichten. Außerdem hat der Lagebericht eine ausgewogene und umfassende, 
dem Umfang  der  gemeindlichen  Aufgabenerfüllung  entsprechende  Analyse  der  Haus-
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haltswirtschaft und der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde zu 
enthalten. In die Analyse sollen die produktorientierten Ziele und Kennzahlen nach § 12, 
soweit sie bedeutsam für das Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage 
der  Gemeinde  sind,  einbezogen  und  unter  Bezugnahme  auf  die  im  Jahresabschluss 
enthaltenen Ergebnisse erläutert werden. Auch ist auf die Chancen und Risiken für die 
künftige  Entwicklung  der  Gemeinde  einzugehen;  zu  Grunde liegende  Annahmen  sind 
anzugeben. 
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